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A. Bericht des Abgeordneten Varelmann: 


Der Ausschuß für Arbeit hat in seiner 14. Sitzung 
am 2. Dezember 1954 den Entwurf eines Gesetzes 
betreffend das Übereinkommen Nr. 42 der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation vom 21. Juni 1934 
über die Entschädigung bei Berufskrankheiten 
(Neufassung 1934) — Drucksache 938 — beraten. 

Die Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeits- 
organisation verpflichten sich in diesem Überein- 
kommen, den Arbeitnehmern, die durch eine der 
in dem Katalog aufgeführten Berufskrankheiten 
erwerbsunfähig geworden sind, bzw. ihren Hinter- 
bliebenen eine Entschädigung zu sichern, wie sie 
bei Betriebsunfällen gewährt wird. 

In der Bundesrepublik ist nach § 545 der Reichs- 
versicherungsordnung und nach den auf Grund 
dieser Bestimmungen erlassenen Berufskrankhei- 
ten-Verordnungen den Anforderungen des Über- 
einkommens Nr. 42 Genüge getan. Das hier gültige 
Verzeichnis der Berufskrankheiten in der Fassung 
der Fünften Verordnung über Ausdehnung der 
Unfallversicherung auf Berufskrankheiten vom 


26. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 395) umfaßt 
außer den in dem Katalog zum Abkommen Nr. 42 
aufgeführten Berufskrankheiten eine große Zahl 
weiterer Berufskrankheiten. Die Vorschriften des 
Übereinkommens werden durch die in der Bun- 
desrepublik geltende Gesetzgebung in vollem Um- 
fang erfüllt. 

Das Übereinkommen Nr. 42 behandelt dieselben 
Fragen wie das bereits früher vom Deutschen Reich 
ratifizierte Abkommen Nr. 18. Lediglich der Kata- 
log der Berufskrankheiten hat eine Erweiterung 
erfahren. Eine weitere Änderung könnte nur durch 
ein neues Übereinkommen und somit nur mit Zu- 
stimmung des Parlaments vorgenommen werden. 

Der Ausschuß für Arbeit hat einstimmig be- 
schlossen, dem Bundestag di'e Annahme des Über- 
einkommens Nr. 42 zu empfehlen. 

Bonn, den 11. Januar 1955 

Varelmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 938 — unver- 
ändert nach der Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 11. Januar 1955 

Der Ausschuß für Arbeit 

Sabel Varelmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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